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litisch rege tätigen Familie. Ihr Grossvater
war Mitbegründer der damaligen Christ-
lichsozialen Partei, und auch ihr Vater,
alt Bezirksrichter Dr. iur. Roman Käppeli,
fühlte sich nicht nur der Rechtspflege,
sondern ebensosehr der Pflege des Staats-
politischen Gedankengutes verpflichtet.
Für die Tochter war es selbstverständlich,
über ihren Familien- und Berufskreis hin-
aus tätig zu sein. Sie übernahm Aufgaben
im städtischen Schulwesen, in zahlrei-
chen Organisationen der Partei — sie ge-
hörte zu den Gründungsmitgliedern der
CVP-Frauengruppe — und in überparteili-
chen Gremien. Vor einem Jahr stellte sie
sich als Kandidatin für die Zürcher Ge-
meinderatswahlen zur Verfügung, und auch
jetzt wurde sie von ihrer Partei wiederum
als Kandidatin für den Kantonsrat aufge-
stellt.
Als Vertreterin der CVP-Frauengruppe trat
Marguerite Käppeli in unseren Verein ein.
1970 wurde sie in den Vorstand gewählt.
Sie vertrat ihre Anliegen, zu denen die
Gleichberechtigung der Frau und deren
volle Integration in die Gesellschaft gehör-
ten, nie kämpferisch, sondern mit ausgegli-
chener Freundlichkeit, aber auch mit viel
Mut und Beharrlichkeit. Ihre Hilfsbereit-
schaft war ebenso gross wie die Herzlich-
keit, mit der sie ihren Mitmenschen ent-
gegentrat. Wir trauern mit ihrer Familie
um Marguerite Käppeli und werden ihrer
in Freundschaft gedenken.

Margrit Baumann

Alimentengarantie für
Sozialwaisen?
Der Zürcher Gemeinderat wird sich dem-
nächst mit einem Bericht des Zürcher So-
zialamtes zu befassen haben, welcher die
Bevorschussung und das Inkasso von Ali-

menten für aussereheliche und Schei-
dungskinder vorsieht. Ober das heute vor-
liegende Konzept orientierte Stadträtin
Dr. Emilie Lieberherr an unserer Mitglie-
derversammlung vom Januar. Dr. Käthe
Johannes-Biske erläuterte die von ihr aus-
gearbeitete «Statistik des Alimentenein-
ganges», über die wir in der «Staatsbür-
gerin» Nr. 3/4 1974 eingehend informierten.

Der Bericht des Sozialamtes bildet die Ant-
wort auf eine im August 1970 von Ruth
Heidelberger im Gemeinderat eingereich-
te Motion. Darin wurde der Stadtrat aufge-
fordert, analog zur Hinterlassenenhilfe
eine Vorlage über die Gewährung von Bei-
trägen für Scheidungskinder und ausser-
eheliche Kinder auszuarbeiten und damit
eine neue Sozialleistung zu schaffen. Die
Vorlage des Sozialamtes geht nicht so
weit. Im Sinne einer baldigen Verwirkli-
chung wird nur die Bevorschussung und
das Inkasso von Unterhaltsbeiträgen vor-
gesehen, damit die Frauen wenigstens die
vom Richter zugesprochenen Alimente
regelmässig und rechtzeitig erhalten. Es
darf damit gerechnet werden, dass ein
grosser Teil dieser Vorschüsse wieder
hereinkommt, denn die städtischen Ämter
sind weitaus besser als die einzelnen Müt-
ter in der Lage, Rechtsmittel gegen säu-
mige Väter zu ergreifen.
In ihrer statistischen Untersuchung über
den Eingang von Unterhaltsbeiträgen, wel-
che die eigentliche Grundlage für das nun
vom Sozialamt ausgearbeitete Konzept
bildet, hat Dr. Käthe Johannes-Biske fest-
gestellt, dass im Stichjahr 1971 73 Pro-
zent der laufenden und 96 Prozent von
früher fälligen Alimenten beigebracht wer-
den konnten. Der Gesamtdurchschnitt der
beglichenen Alimente für Kinder betrug
86 Prozent. In dieser Untersuchung wurde
aber auch aufgedeckt, wie nötig die Ein-
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richtung einer Alimentenbevorschussung
ist und welche Hilfe sie für alle jene Mütter
wäre, die heute das sich oft über lange
Zeit erstreckende Eintreibungsverfahren
erdauern müssen.
Nachdem drei Abteilungen des Sozialam-
tes, die Amtsvormundschaft, das Fürsorge-
amt und das Jugendamt III, bereits über
gut eingespielte Inkassostellen verfügen,
Messe sich das Vorhaben auf der nun vor-
geschlagenen Basis rasch, ohne grosse
administrative Änderungen und ohne zu-
sätzlichen Personalaufwand verwirklichen.
Die Stadt Zürich würde als erste Gemeinde
mit einer Alimentenbevorschussung wie-
derum eine Pionierleistung erbringen,
nachdem sie schon 1930 durch Einführung
der Altersbeihilfe wegbereitend für die
übrige Schweiz wirkte. M. B.

Das Internationale Jahr der Frau
Zusammenfassung des Referates von Helvi
Sipilä, Stellvertretende UNO-Generalsekre-
tärin, an der Eröffnungsfeier des Schwei-
zerischen Frauenkongresses in Bern.

Die drei Themen des Internationalen Jah-
res der Frau — Gleichheit, Entwicklung,
Friede — sind nicht neu; sie finden sich
bereits in zahlreichen Akten der Vereinten
Nationen. Dessen ungeachtet bestehen
noch in allen Ländern gewisse Diskrimi-
nierungen der Frauen, und nirgends sind
die Frauen in der sozialen und Wirtschaft-
liehen Entwicklung ihres Landes voll inte-
griert. Einer der Gründe für diese Sach-
läge liegt in der Tatsache, dass die Frauen
noch ungenügend an den Entscheidungs-
Prozessen beteiligt sind und ihre Schwie-
rigkeiten und besonderen Bedürfnisse nicht
genügend zu Gehör bringen.
Die Lage ist von Land zu Land verschie-
den; deshalb betont das Jahr der Frau die

Wichtigkeit nationaler Projekte und befür-
wortet deren Durchführung durch landes-
eigene Organe.
Die grossen Probleme, die sich der Welt
heute stellen, lassen jedoch keinen Zwei-
fei offen über die wichtige Rolle der
Frauen. So haben denn sowohl die Welt-
konferenz für Bevölkerungsfragen in Bu-
karest als die Welt-Ernährungskonferenz
von Rom 1974 die Dringlichkeit eines ver-
besserten Status' der Frau betont, um ihr
zu ermöglichen, sich voll für die Lösung
dieser Probleme einzusetzen. Das Inter-
nationale Jahr der Frau integriert sich so-
mit in die Entwicklungsbemühungen der
einzelnen Länder und fördert die interna-
tionale Gemeinschaft.
Das Jahr der Frau hat übrigens bereits
ein lebhaftes Echo ausgelöst, und die Un-
terstützung zahlreicher Regierungen erhal-
ten. Seine Ziele bilden feste Bestandteile
verschiedener politischer und sozialer
Programme. Nicht nur die Frauen, sondern
die Gesellschaft als ganzes wird Nutznies-
serin ihrer Verwirklichung sein.
Auch auf regionaler Basis bestehen Pro-
jekte. So läuft seit vier Jahren in verschie-
denen afrikanischen Staaten ein. Versuchs-
Programm für die Schulung von Frauen
aus Landwirtschaftszonen. Das Programm,
das, gemessen an seinem Wirkungsgrad,
mit relativ geringen Kosten auskommt, hat
sich bewährt; es könnte als Modell für an-
dere Regionen dienen, allenfalls sogar für
den weltweiten Aktionsplan der Konfe-
renz in Mexiko (23. Juni bis 4. Juli 1975),
einem Höhepunkt des Internationalen Jah-
res der Frau.
Um diese Projekte kurzfristig in die Wege
zu leiten, ist finanzielle Hilfe nötig. Die
Unterstützung durch Regierungen und in-
ternationale Organisationen wäre ein
wertvoller Solidaritätsbeweis.
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